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schritten, wie z. B. in § 32 der SchiffsregisterVO vom 
25. Mai 1976 (GBl. I Nr. 21 S. 285), § 8 der TagebuchAO vom 
25. August 1977 (GBl. I Nr. 28 S. 333) und § 27 der Seever- 

• kehrsordnung vom 18. Oktober 1978 (GBl.-Sdr. Nr. 993).
Die АО sieht auch vor, daß der Direktor des Seefahrts­

amtes berechtigt ist, für bestimmte Fälle die Ordnungs­
strafbefugnis auf die Hafenkapitäne zu delegieren. Damit 
soll eine schnelle Reaktion auf solche Pflichtverletzungen 
gewährleistet werden, die im Zusammenhang mit dem 
Hafenbetrieb und der Sicherheit in den Häfen stehen.

Im Interesse der Sicherheit im Luftverkehr und zur 
Vereinfachung des Verwaltungsaufwands wird mit der 
АО über die Genehmigung von zivilen Flugplätzen vom 
7. April 1980 (GBl. I Nr. 16 S. 141) die Genehmigung zur 
Anlage und zum Betrieb von zivilen Flugplätzen (u. a. 
Flughäfen für den zivilen Luftverkehr, Agrarflugplätze 
und Sportflugplätze) neu geregelt. Die АО enthält spezielle 
Bestimmungen über die Zuständigkeit für die Erteilung 
der Genehmigungen zur Anlage und zum Betrieb von zivi­
len Flugplätzen. In unterschiedlichen Genehmigungsverfah­
ren ist u. a. fm einzelnen festgelegt, daß Baumaßnahmen 
nur mit den in der АО Nr. 3 über die Kennzeichnung von 
Luftfahrthindernissen vom 28. April 1970 (GBl. II Nr. 45 
S. 327) sowie in der АО über Baubeschränkungsbereiche 
(Sicherheitszone) in der Umgebung von Flugplätzen vom 
5. März 1971 (GBl.-Sdr. Nr. 699) festgelegten Zustimmun­
gen auf und in der Umgebung von Flugplätzen durchge­
führt werden dürfen. Die АО regelt weiterhin die Flug­
platzordnung, Probe- und Abnahmeflüge sowie die Kenn­
zeichnung von Flugplätzen.

Wer Baumaßnahmen ohne die dafür erforderliche Zu­
stimmung auf oder in der Umgebung von Flugplätzen 
durchführt, die in der Flugplatzordnung für das Betreten 
und Befahren des Flugplatzes festgelegten Bestimmungen 
verletzt, die Kennzeichnung oder Umzäunung von Flug­
plätzen entfernt oder beschädigt, Probeflüge ohne die er­
forderliche Genehmigung durchführt oder Gelände als 
Flugplatz ohne die erforderlichen Prüfungen und Geneh­
migungen benutzt, kann durch den Leiter der Hauptver­
waltung der zivilen Luftfahrt mit Ordungsstrafen belegt 
werden.

»

Die VO über das Bestattungs- und Friedhofswesen vom
17. April 1980 (GBl. 1 Nr. 18 S. 159) nebst 1. DB vom glei­
chen Tag regelt die Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
Bürger, der staatlichen Organe, der Einrichtungen des Ge- 
sundheits- und Sozialwesens, der Bestattungseinrichtun­
gen, der Rechtsträger bzw. Eigentümer kommunaler und 
kirchlicher Friedhöfe für alle sich aus Todesfällen er­
gebenden Handlungen, die Nutzung und Verwaltung von 
Friedhöfen sowie die Übernahme Verstorbener durch Ein­
richtungen der medizinischen Forschung und Lehre. Mit 
dieser VO liegt nunmehr eine einheitliche und überschau­
bare Regelung auf diesem Gebiet vor. Die aus veralteten 
landesrechtlichen Vorschriften abgeleiteten Unterschiede, 
die auf diesem Gebiet in den Bezirken der DDR bestehen, 
sollen damit überwunden werden.

Die Festlegungen sind insbesondere auf eine würdige 
Bestattung verstorbener Bürger gerichtet. Bei der Über­
führung und der Bestattung von Verstorbenen sind die 
Prinzipien von Ethik und Moral einzuhalten.

Beisetzungen sind unabhängig von der Bestattungsart 
(Feuer- oder Erdbestattung), von Weltanschauung oder 
Religionszugehörigkeit auf allen Friedhöfen gleichberech­
tigt zu gewährleisten. Die Beisetzung kann auf Friedhöfen 
in Gräbern, Urnenstellen, Gemeinschaftsanlagen oder auf 
Aschenstreuwiesen erfolgen. Ausdrücklich festgelegt ist 
das Recht zur Wahl des Beisetzungsortes und des Fried­
hofes unter Berücksichtigung des Wunsches des Verstorbe­
nen. Damit kann beispielsweise die Pflege der Grabstätte 
für die Familienangehörigen wesentlich erleichtert wer­
den. Die Räte der Kreise können Sonderregelungen über 
die ausschließliche Nutzung von Friedhöfen oder Fried­
hofsteilen durch staatlich anerkannte Kirchen und Reli­
gionsgemeinschaften erlassen.

Ist kein Familienangehöriger vorhanden oder zu ermit­
teln und veranlaßt kein anderer Bürger die Bestattung, so 
liegt die Verantwortung dafür beim örtlichen Rat des 
Sterbeortes bzw. bei der zuständigen Einrichtung des Ge- 
sundheits- und Sozialwesens. Übernimmt ein Bürger diese 
Pflichten, hat er Anspruch auf Erstattung der Kosten für 
Überführung und Bestattung gegenüber den Erben und

Zahlungspflichtigen Versicherungsträgern, soweit es sich 
hierbei um Nachlaßverbindlichkeiten handelt.

Die Leiter der zuständigen Fachorgane der Räte der 
Bezirke und Kreise, die Vorsitzenden der Räte der Städte 
und Gemeinden und die Leiter der Staatlichen Hygienein­
spektion können zur Durchsetzung der VO und ihrer DBs, 
insbesondere zum ordnungsgemäßen Ablauf der gesamten 
Bestattungshandlung, zur Durchsetzung der Ordnung bei 
der Bestattung von unter verdächtigen Umständen Verstor­
benen, zur hygienisch einwandfreien Unterhaltung von 
Friedhofsflächen sowie für Exhumierungen die erforder­
lichen Auflagen erteilen oder Maßnahmen verfügen. Mit 
der VO wird' gesichert, daß die Gräber Gefallener und 
verstorbener Kriegsgefangener sowie unter Kriegseinwir­
kung verstorbener ausländischer Zivilpersonen entspre­
chend den Festlegungen in Art. 17 des I., Art. 120 des III. 
und Art. 130 des IV. Genfer Abkommens zum Schutze 
der Kriegsopfer vom 12. August 1949 ständig und ordnungs­
gemäß erhalten und unterhalten werden.7

Die 2. DB zur VO über das Bestattungs- und Friedhofs­
wesen — Hygiene bei der Überführung, der Bestattung und 
der Exhumierung menschlicher Leichen — vom 2. Juni 
1980 (GBl. I Nr. 18 S. 164) definiert den Begriff „Leiche“ 
i. S. dieser DB und erfaßt den Umfang der Dienste, die an 
Verstorbenen vorgenommen werden, vorausgesetzt, die 
ärztliche Leichenschau hat stattgefunden. Der Kreisarzt, 
der Staatsanwalt oder die Untersuchungsorgane können 
die Dienste untersagen oder einschränken. Besonderheiten 
bestehen für Verstorbene, die an einer meldepflichtigen 
übertragbaren Krankheit erkrankt waren. Personen, die 
Dienste an Verstorbenen ausüben, unterliegen einer Prü­
fung durch den Kreisarzt und erhalten dafür eine Be­
scheinigung. Sie dürfen nicht Tätigkeiten im Lebensmittel­
verkehr und in der medizinischen und pflegerischen Be- 
treuüng der Bürger sowie in Einrichtungen der Körper­
pflege und der Betreuung, Bildung und Erziehung von 
Kindern und Jugendlichen ausüben.

Weiterhin regelt die DB die Überführung von Leichen. 
Sie darf nicht erfolgen, solange dies durch den Kreis­
arzt, den Staatsanwalt oder die Untersuchungsorgane un­
tersagt ist. Die Überführung im Straßenverkehr ist grund­
sätzlich nur- mit Spezialfahrzeugen vorzunehmen. Aus­
nahmen bedürfen der Zustimmung durch die Kreis- 
Hygieneinspektion. Die DB legt fest, welche Räume als 
Leichenaufbewahrungsräume gelten. Hausaufbahrungen 
sind unzulässig. Die in der DB geregelten Einschränkun­
gen für die Exhumierung von Leichen gelten nicht, wenn 
diese vom Staatsanwalt angeordnet wird.

Zur Regelung spezieller Einzelheiten erläßt der Mini­
ster für Gesundheitswesen eine Rahmenhygieneordnung 
die in den Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums 
für Gesundheitswesen veröffentlicht wird.

Auf dem Gebiet des Versicherungsrechts werden Allge­
meine Versicherungsbedingungen neu gefäßt. Mit der 
АО Nr. 2 über die Allgemeinen Bedingungen für freiwillige 
Sach- und Haftpflichtversicherungen der Bürger vom 
4. Juni 1980 (GBl. I Nr. 17 S. 153)8 wurden diese Bedingun­
gen für die in der АО genannten Versicherungsärten auf 
der Grundlage der §§ 246 ff. ZGB neu gefaßt, ohne daß 
dabei der Umfang des Versicherungsschutzes verändert 
wurde. Neu ist z. B., daß die Camping- und die Reise­
gepäckversicherung zu einer Versicherungsart zusammen­
gefaßt wurden (Anlage 1 zur АО Nr. 2) und daß. einige 
Begriffsbestimmungen für diese Versicherungsart neu auf­
genommen wurden (z. B. „Campingplatz“ und „ordnungs­
gemäß unter Verschluß“). Bei der Sportbootversicherung 
(Anlage 2 zur АО Nr. 2) ist die Kasko- und die Haftpflicht­
versicherung nicht mehr gekoppelt, sondern jetzt wahl­
weise möglich. Auch für diese Versicherungsart gibt es 
neue Begriffsbestimmungen („notwendige Ausrüstungs­
gegenstände für Sportboote“ und ^Unfall“).

Die mit der АО Nr. 2 ebenfalls bestätigten Allgemeinen 
Bedingungen für die Sturmschadenversicherung, die Glas­
versicherung, die Versicherung von Musikinstrumenten, die 
Versicherung von aufgegebenem Reisegepäck und Expreß­
gut (Streckenversicherung) sowie die Tierlebensversiche­
rung können in allen Dienststellen der Staatlichen Ver­
sicherung der DDR eingesehen werden und werden auf 
Wunsch des Bürgers auch ausgehändigt.

Mit der АО Nr. 2 über die Allgemeinen Bedingungen


